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ZEITGESPRÄCH

Wende in der Wohnungspolitik?
Hat die Bundesregierung mit ihren jüngsten Beschlüssen vom 
7. November eine Wende in der Wohnungspolitik eingeleitet?

Gerda Hasselfeldt, Dr Theodor Paul, Gerhard Jahn und 
Professor Horst Tomann nehmen Stellung.

Gerda Hasselfeldt

Entschlossene Antworten auf wachsenden Nachfragedruck

Wenn die Frage gestellt wird, ob 
w ir eine W ende in der W oh­

nungspolitik brauchen oder ob wir 
sie 1989 bereits vollzogen haben, 
so verlangt dies eine verläßliche 
Orientierung, eine Rückbesinnung 
auch auf das, was der Kern der 
W ohnungspolitik in den Jahren 
1982 bis 1988 war. Dies ist nötig, 
weil sich die Einschätzung derW oh- 
nungspolitik in der Ö ffentlichkeit 
zum Teil weit von den Realitäten ab­
hebt. Die W irkungsweisen der W oh­
nungsmärkte und des Baum arktes 
sind kom pliziert und schw er ver­
ständlich. Deshalb g ibt es auch Ver­
wirrung über M öglichkeiten und Auf­
gaben des Staates in der W oh­
nungspolitik.

Um dies an zwei Punkten deutlich 
zu machen:

□  Die m arktw irtschaftliche O rien­
tierung der W ohnungspolitik dieser 
Bundesregierung hat zu keiner Zeit 
bedeutet, daß „M arktw irtschaft in
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Reinkultur“ , d.h. ohne soziale Maß­
nahmen, angestrebt worden wäre. 
Die Bundesregierung hat sich v ie l­
m ehr stets zu einer Politik der sozia­
len Absicherung des W ohnens be­
kannt, allerd ings -  und das gilt nach 
w ie vor -  im tatsächlich erforderli­
chen Ausmaß.

□  Um gekehrt haben w ir heute 
nicht deshalb eine neue W ohnungs­
sozialw irtschaft, weil in einer ganz 
anderen M arktphase als vor weni­
gen Jahren zusätzliche Akzente 
beim sozialen W ohnungsbau ge­
setzt werden. Eine solche einseitige 
E inschätzung würde die Bedeutung 
verkennen, die private Investitionen 
für die Versorgung m it W ohnraum 
für breite Schichten der Bevölke­
rung längst erlangt haben.

Ich m öchte dies näher erläutern; 
Die Zahlen und Fakten machen 
deutlich, welch ausschlaggebende 
Bedeutung die privaten W ohnungs­
bauinvestitionen für d ie Ausweitung

des W ohnungsangebots haben. 
Selbst im 1. Förderweg des sozialen 
W ohnungsbaus macht der Anteil 
der Fördermittel aus öffentlichen 
Haushalten an den gesam ten ver­
anschlagten F inanzierungsm itteln 
nur rund 30%  aus, während der Bei­
trag der Kapitalm arktm ittel fast an­
derthalbm al so hoch Ist. Auch Im so­
zialen W ohnungsbau wird also pri­
vates Kapital m obilisiert. Ein w e ite ­
res kom m t hinzu: Im Jahre 1988 
sind nur rund 40 000 von 210 000 
W ohnungen mit direkter öffentlicher 
Förderung erstellt worden. Der A n­
teil des sozialen W ohnungsbaus be­
trug dem nach nur rund 20% , zw e i­
fellos m it je tz t w ieder steigender 
Tendenz.

Der bisherige Anstieg der Bauge­
nehm igungen im W ohnungsbau ist 
überw iegend auf die w ieder deut­
lich gestiegene private Investitions­
bereitschaft zurückzuführen, denn 
im 1. Halbjahr 1989 haben sich hier 
die Entscheidungen zum sozialen
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W ohnungsbau noch nicht nachhal­
tig n iederschlagen können. Auch 
ohne sie haben wir einen Anstieg 
bei den Baugenehm igungen insge­
sam t um 24% , bei den W ohnungen 
in M ehrfam ilienhäusern sogar um 
56%  zu verzeichnen.

G erade weil w ir um die große Be­
deutung privater W ohnungsbauin­
vestitionen w issen, werden w ir alles 
daransetzen, die miet-, Steuer- und 
baurechtlichen Rahm enbedingun­
gen weiter zu stärken. Völlig falsch 
wäre es dem gegenüber, in der W oh­
nungspolitik allzu kurzsichtig Z u­
flucht zu interventionistischen In­
strum enten zu nehm en, w ie dies die 
O pposition In Bonn, der Deutsche 
M ieterbund und die G ewerkschaf­
ten Vorschlägen. Damit würde man 
die Investoren verunsichern und so 
auf Dauer den W ohnungssuchen­
den nur schaden.

D ie soz ia le  F la n k ie ru n g

Die soziale F lankierung in der 
W ohnungspolitik ist nie vernach läs­
sigt worden. Sie ist eben nicht iden­
tisch m it bestim m ten Fördervolu­
m ina im sozialen W ohnungsbau. 
Auch in den Jahren, in denen beim 
Bund -  und im übrigen in viel größe­
rem Maße noch bei den Ländern -  
die Förderm ittel zurückgeführt wor­
den sind, hat es große Bestände 
miet- und be legungsgebundener 
Sozialwohnungen gegeben. Ze it­
weilig waren sie sogar größer, als 
man sie aktuell nutzen konnte. So 
gab es in bestim m ten Großsiedlun­
gen W ohnungen, die nicht einmal 
an sozialwohnungsberechtigte Be­
werber zu verm ieten waren und des­
halb leerstanden.

Die Rückführung der Mittel für 
den sozialen W ohnungsbau durch 
den Bund und vor allem die Länder 
M itte der 80er Jahre war also in er­
ster Linie durch die M arktsituation 
bedingt und nicht Ausdruck einer 
ideologischen Abkehr von der O b­
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jektförderung im sozialen W oh­
nungsbau. Welch pragm atisches 
Verhältnis die Regierung Kohl zum 
sozialen W ohnungsbau hat, zeigt 
die heute vie lfach vergessene Tat­
sache, daß eine gesteigerte Förde­
rung des sozialen W ohnungsbaus 
wesentlicher Bestandteil des w oh­
nungspolitischen Sofortprogram m s 
von 1982/83 war.

Schließlich darf nicht übersehen 
werden, daß das W ohngeld in den 
letzten Jahren im m er m ehr ins Zen­
trum  der Politik einer sozialen A bsi­
cherung des W ohnens gerückt ist. 
1987 und 1988 hat der Bund für d ie ­
ses Instrum ent jährlich mehr als 
2 Mrd. DM gezahlt, und zwar an 
rund 1,9 Mill. Haushalte, die auf­
grund Ihrer individuellen Einkom-
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m enssituation staatlicher Hilfe zu 
den W ohnkosten bedürfen. M it dem 
W ohngeld erre ichen w ir Immerhin 
rund 12% aller M ieterhaushalte.

Der soziale W ohnungsbau wird -  
w ie bereits erwähnt -  le ider vie lfach 
leichtfertig als ausschließliches 
Synonym  für eine sozial verantw ort­
liche W ohnungspolitik verstanden. 
Richtig ist, daß w ir auf Dauer für be­
stim m te G ruppen der Bevölkerung, 
die sich auch m it W ohngeld am 
Markt nicht selbst versorgen kön­
nen, einen Bedarf an be legungsge­
bundenen W ohnungen behalten 
müssen. Dies gilt auf angespannten 
W ohnungsm ärkten m ehr denn je. 
Bei Leerständen Ist es allem al le ich­
ter, sonst schw er verm ittelbare M ie­
ter unterzubringen. In S ituationen 
steigender W ohnungsnachfrage 
können auch nur schw er Bele­
gungsbindungen im W ohnungsbe­
stand erworben werden. Deshalb ist 
es ohne Zweife l je tzt nötig, auf ab­
sehbare Zeit auch die Neubauförde­
rung im sozialen W ohnungsbau w ie­
der zu verstärken.

Doch der soziale W ohnungsbau 
1st heute nicht m ehr g le ichzusetzen 
mit dem  sozialen W ohnungsbau frü ­
herer Jahre. W ir haben m it dem  In­
strum ent der vere inbarten Förde­
rung einen neuen Weg eingeführt, 
mit dem es den Ländern und G e­
m einden erm öglicht wird, flexibel 
auf die örtlichen Bedürfn isse e inzu­
gehen. G erade w enn von der M ög­
lichkeit G ebrauch gem acht wird, mit 
geringerer Förderung pro W ohnung 
zeitlich begrenzte Sozialbindungen 
zu schaffen, bedeutet d ies zugle ich 
eine geringere G efahr späterer 
Fehlbelegung. Und es ist auch mit 
erhöhter Verantwortung für die Inve­
storen verbunden, deren W ohnun­
gen sich nach Ablauf der B indungen 
am M arkt verm ieten lassen m üs­
sen. Es ist keine Frage, daß dieser 
neue Förderweg In der Praxis noch 
fortentw ickelt werden muß. Nach 
den bisherigen Erfahrungen in d ie­
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sem Jahr läßt sich aber sagen, daß 
die vereinbarte Förderung einen gu ­
ten Start gehabt hat.

Widersprüchliche Forderungen

Kehren w ir zum Kernpunkt der 
Ausgangsfrage zurück: Wo stehen 
wir heute in der W ohnungspolitik? 
W ir bewegen uns gegenwärtig im 
Spannungsfeld zw ischen zum  Teil 
extrem w idersprüchlichen Forde­
rungen;

□  Da gibt es auf der einen Seite 
den gut gem einten Rat an den 
Staat, sich m öglichst weitgehende 
Zurückhaltung aufzuerlegen. Man 
solle nur die M ieten noch weiter ste i­
gen lassen, dann käm en die Investi­
tionen schon von selbst und dam it 
auch w ieder das M arktg le ichge­
wicht.

□  Auf der anderen Seite g ibt es 
Forderungen nach intensiven und 
intensivsten staatlichen Program ­
men. Am liebsten würde m ancher 
offenbar den gesam ten W ohnungs­
bau in die staatliche O bhut überneh­
men.

Eins ist so w irklichkeitsfrem d wie 
das andere. Was w irklich notwendig 
ist, das sind verläßliche, investi­
tionsfreundliche Rahm enbedingun­
gen, um m eh rA ng ebo tfü rd ie v ie len  
W ohnungssuchenden an den M arkt 
zu bekommen.

Daneben kom m en w ir je tzt aber 
ohne staatliche Zusatzanstrengun- 
gen nicht aus. Denn was w ir heute 
als Nachfrageschub beobachten 
können, ist keine „no rm a le “ kon­
junkturelle Schwankung mehr; es 
ist nicht m ehr so ohne weiteres im 
Rahmen der zuletzt „gäng igen“ 
wohnungspolitischen Ansätze auf­
zufangen. In diesem  Jahr kommen 
besonders deutlich zwei Dinge zu­
sammen:

□  Ein m assives w ohlstandsbe­
dingtes Nachfragewachstum  greift 
auf weite Bereiche der W ohnungs­

märkte über. W ir erleben bereits 
m ehrere Jahre lang die größte Dy­
nam ik der verfügbaren Einkommen 
seit zehn Jahren. Bereits damals, 
1979/80, hatten w ir e ine D iskussion 
unter dem Schlagwort „W ohnungs­
no t“ .

□  Außerdem  haben die Zuwande­
rungen über unsere Grenzen ein 
Ausmaß und e ine Intensität erreicht, 
die höchste Ansprüche an die kurz­
fristige Aufnahm em öglichkeit der 
W ohnungsm ärkte stellen. Und auch 
hier ist ein Ende -  e twa im Sinne ei­
nes zyklischen Abflauens -  nicht im 
entferntesten abzusehen.

Die Beschlüsse der 
Bundesregierung

Deshalb sind die Beteiligten in 
W ohnungsw irtschaft und Politik auf­
gerufen, alle Kräfte für eine sofor­
tige zusätzliche Entlastung der 
W ohnungsm ärkte e inzusetzen. D ie­
sem Ziel d ienen die Beschlüsse von 
Bundesregierung und Koalition, zu­
letzt am 7. Novem ber 1989. Ich 
m öchte einige w ichtige Elemente 
nennen:

□  Der soziale W ohnungsbau -  mit 
den bereits angesprochenen Neue­
rungen -  wird we iter verstärkt, um 
zusätzliche W ohnungen für die so­
zial Schwächeren unter den W oh­
nungssuchenden zu schaffen. Mit 
der Fortschreibung der F inanzhilfen 
des Bundes auf dem  hohen Niveau 
von 2 Mrd. DM jährlich in der mittelfri­
stigen Finanzplanung wird zugleich 
ein klares Signal fü r ein berechenba­
res Engagement des Bundes über 
mehrere Jahre hinweg gegeben.

□  Befristet bis Ende 1992 wird 
auch das Instrum ent verstärkter 
steuerlicher Abschreibungen e inge­
setzt, um m iet- und be legungsge­
bundene Neubauwohnungen zu 
fördern.

□  G leichfalls befristet w ird die 
W ohneigentum sbildung, die in den

vergangenen Jahren aufgrund dau­
erhaft günstiger Rahm enbedingun­
gen ein stabiles Elem ent der W oh­
nungsbautätigkeit darstellte, durch 
einBausparzw ischenfinanzierungs- 
program m  angeregt.

□  Angesichts der Sondersituation 
bei studentischen W ohnheim plät­
zen wird ein Bund-Länder-Pro- 
gram m  für den studentischen W oh­
nungsbau aufgelegt.

□  M it steuerlicher Förderung und 
zinsgünstigen Krediten soll in den 
nächsten drei Jahren zusätzlicher 
W ohnraum  in bestehenden G ebäu­
den geschaffen werden.

□  Günstige Darlehen der Kreditan­
stalt für W iederaufbau (KfW) sollen 
Gem einden und anderen geeigne­
ten Trägern helfen, m ehr W ohnein- 
richtungen für die Übergangsunter­
bringung zu errichten. Gerade hier 
ist ein weites Feld fü r die Kom m u­
nen, alle geeigneten Angebote en­
gagiert zu nutzen.

□  Durch begrenzte Erle ichterun­
gen im M ietrecht sollen die M öglich­
keiten zur vorübergehenden Ver­
m ietung, z.B. in Ferienhausgebie­
ten, erweitert werden.

□  Im Planungs- und Baurecht des 
Bundes werden Vorschriften ze it­
weise ergänzt oder geändert, insbe­
sondere um die Baule itplanung zu 
beschleunigen, G enehm igungsfri­
sten zu verkürzen und Bauvorha­
ben im Außenbereich le ichter reali­
sieren zu können.

□  ü m  die Gem einden bei der Über­
w indung von Engpässen im Bau­
landbereich auch finanziell zu unter­
stützen, wird das G em eindepro­
gram m  der Kreditanstalt für W ieder­
aufbau m it günstigen Konditionen 
für die Aufschließung von W ohnbau­
flächen geöffnet.

□  Auch bei den bauw irtschaftli­
chen Kapazitäten sollen die Spiel­
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räume erw eitert werden, z.B. durch 
eine M obilisierung arbeitsloser Bau­
arbeiter und A rbeits loser aus bau­
verwandten Berufen und gegebe­
nenfalls durch eine Erhöhung der 
Arbeitnehm erkontingente aus O st­
block-Ländern.

Diese Aufzählung zeigt, daß der 
Bund ein M aßnahm enpaket für eine

außergewöhnliche Situation ge­
schnürt hat. W ir m üssen konzen­
triert alle -  auch unkonventionelle -  
sinnvollen Ansatzpunkte nutzen, 
um m öglichst rasch das W ohnungs­
angebot zu erweitern. Daneben 
werden wir das W ohngeld in naher 
Zukunft verbessern. Jetzt sind alle 
übrigen Beteiligten gefordert, ihre

Anstrengungen gleichfalls zu inten­
sivieren. Denn bei den aktuellen 
Problem en der W ohnungsversor­
gung handelt es sich in der Tat um 
eine dring liche Aufgabe von natio­
nalem Rang, bei deren Bewältigung 
nicht weitere D iskussion, sondern 
vor allem  Tatkraft auf allen Ebenen 
gefordert ist.

Theodor Paul

Verläßliche und stetige Rahmenbedingungen sind notwendig

Der Bundeskanzler hat den 
W ohnungsbau zur „nationalen 

A ufgabe" erklärt. Kaum ein Tag ver­
geht, an dem  nicht in den Medien 
die W ohnungssituation in der einen 
oder anderen Form zur Sprache 
kommt. In der Politik und von Ver­
bänden wird die D iskussion außer­
ordentlich lebhaft, teils em otional 
und konträr geführt. Immer w ieder 
wird von großer W ohnungsnot ge­
sprochen. Trotz der ungewöhnlich 
angespannten Situation sollten wir 
m it dem Schlagwort vorsichtig um ­
gehen. W er die Verhältnisse nach 
dem  Kriege erlebt hat, weiß was 
Not w irklich ist. Trotz eines immer 
besser werdenden Versorgungs­
niveaus haben sich in der Vergan­
genheit im m er w ieder Phasen von 
A ngebotsengpässen m it solchen 
von Angebotsüberhängen abge­
löst.

Nachdem  Anfang der siebziger 
Jahre Engpässe verzeichnet wur­
den, m achten M itte der siebziger 
Jahre Angebotsüberhänge und 
W ohnungshalden der W ohnungs­
w irtschaft das Leben schw er A n ­
fang der achtziger Jahre wurde 
landauf, landab von einer neuen 
W ohnungsnot gesprochen. Mitte 
der achtziger Jahre war w iederum  
eine M arktsituation mit erheblichen

Leerständen und einem  beachtli­
chen Preisverfall auf den Im m obi­
lienm ärkten zu verzeichnen. Seit 
1988 haben w ir erneut eine starke 
Verknappung, vor allem  in den Bal­
lungszentren, festzustellen.

Ausschlaggebend für die gegen­
wärtige Situation sind mehrere 
G ründe. Das Statistische Bundes­
am t hat bei der Erläuterung der Be­
völkerungspyram ide darauf verw ie­
sen, daß ihr „bre ite r Bauch“ derze i­
tige Problem e auf dem W ohnungs­
m arkt erkläre. Darüber hinaus steigt 
die Nachfrage der Haushalte nach 
W ohnfläche m it zunehm endem  
W ohlstand stark an, w ie in einigen 
Ballungsgebieten durch die Zu­
nahme der E in-Personen-Haus- 
halte auf fast 50 %  bewiesen wird. 
Hinzu kom m t der nicht vorherseh­
bare ständig zunehm ende Strom 
von Aussiedlern, Übersiedlern, Z u­
wanderern und Asylanten.

üm  die gegenwärtige S ituation 
im W ohnungswesen richtig zu beur­
teilen, sollte aber nicht vergessen 
werden, daß eine Erhöhung der 
Nachfrage nach W ohnraum  um nur 
drei Prozent einen zusätzlichen Be­
darf von rund 800000 W ohnungen 
bedeutet. W ird eine durchschnittli­
che W ohnungsgröße von nur 65

Q uadratm etern unterstellt, so läuft 
dies letztlich auf einen zusätzlichen 
Bedarf von 52 Mill. Quadratm etern 
W ohnfläche hinaus.

Mobilisierung von Wohnraum

Die Überw indung der zutage ge­
tretenen Engpässe m acht es erfor­
derlich, so schnell w ie m öglich W oh­
nungen für w eit über eine halbe M il­
lion W ohnungssuchender M itbürger 
zu schaffen. Die vorhandenen Eng­
pässe können durch Neubau nicht 
so schnell beseitigt werden. Die M o­
bilisierung von W ohnraum  aus dem 
vorhandenen Bestand ist daher das 
erste Erfordernis, um die gegenwär­
tigen Schw ierigkeiten bei der W oh­
nungsversorgung schnell zu über­
w inden. H inzukom m en muß der 
Ausbau, der Umbau und die Teilung 
von W ohnungen zur Schaffung von 
zusätzlichem  W ohnraum  aus dem 
Bestand. Durch Aus- und Umbau 
und durch Schaffung neuer W oh­
nungen in Dachgeschossen könn­
ten weit über hunderttausend W oh­
nungen an den M arkt gelangen, 
wenn nicht eine allzu enge Ausle­
gung bestehender Bestim m ungen 
dem entgegenstünde.

Ein Ausgle ich von Angebot und 
Nachfrage wird aber letztlich nur
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durch die Anwendung sozia l-m arkt­
w irtschaftlicher O rdnungsprinzip ien 
in der W ohnungsw irtschaft herbei­
geführt werden können. Nur e ine Li­
beralisierung bzw. eine flexiblere 
Gestaltung bestehender Gesetze, 
beispielsweise im M ietrecht, wird 
kurzfristig die nötigen Im pulse für e i­
nen bedarfs- und m arktgerechten 
W ohnungsbau geben können, wie 
die Entw icklung von 1950 bis 1971 
gezeigt hat. 1950 hat man bei einer 
ungeheuren W ohnungsnot die M iet­
preisbindung, den M ieterschutz und 
die W ohnraum bew irtschaftung für 
alle W ohnungen beseitigt, die da­
mals fre ifinanziert neu errichtet wur­
den. Diese Maßnahm e hat in der 
Vergangenheit bis zum Jahre 1971, 
dem Jahr des Inkrafttretens des Er­
sten W ohnraum kündigungsschutz- 
gesetzes, starke Impulse für den 
W ohnungsneubau gegeben. Die 
1971 vollzogene Um orientierung in 
der W ohnungspolitik hatte zur 
Folge, daß der Bau neuer M ietw oh­
nungen dram atisch zurückging.

Die Forderung nach Überw in­
dung der zutage getretenen Eng­
pässe auf den W ohnungsm ärkten 
konzentriert sich heute allzu sehr 
auf die Verstärkung des sozialen 
W ohnungsbaus, m it dem  in den ver­
gangenen Jahren so viel schlechte 
Erfahrungen gesam m elt worden 
sind. Die Unzulänglichkeit der O b­
jektförderung im sozialen W oh­
nungsbau ist offenkundig. Die Her­
stellungskosten für eine W ohnung 
sind über die Jahre derart gestie ­
gen, daß trotz im m er höherer staa tli­
cher Aufwendungen im m er weniger 
subventionierte W ohnungen errich­
tet werden konnten.

Die Bundesregierung hat diesen 
negativen Erfahrungen m it dem so­
zialen W ohnungsbau Rechnung ge­
tragen und einen neuen Weg be­
schriften. Die sogenannte vere in­
barte Förderung erm öglicht es, das 
Förderverfahren im sozialen W oh­
nungsbau flexib ler und für Investo­

ren attraktiver zu gestalten. Durch 
vergle ichsweise geringe staatliche 
Aufwendungen können so private 
W ohnungsbauinvestitionen in mehr­
facher Höhe aktiv iert werden. Lei­
der lehnen einige Bundesländer d ie­
sen Förderungsweg ab.

Das größte Problem besteht zur 
Zeit im unzureichenden G rund­
stücksangebot. Es wäre w ichtig, 
daß sich Verwaltungen und kom m u­
nale Parlam ente der Städte und G e­
m einden ihres Produzentenm ono­
pols bei der Baulandausweisung 
bewußt würden. In der Vergangen­
heit sind reine Baugebiete weniger 
erschlossen worden, weil von 
W ohnsiedlungen auch weniger zu 
profitieren gewesen ist. Der Gewer­
beansiedlung stand man in vielen 
Städten und Gem einden aufge­
schlossener gegenüber.

Rolle des freien 
Wohnungsmarktes

Es muß w eiter verh indert werden, 
daß aus tagespolitischer Kurzsich­
tigkeit die Bausünden von morgen 
produziert werden. Vor einer Rück­
kehr zum  „verd ichteten Bauen" 
kann nur gewarnt werden. Die Sün­
den der Vergangenheit dürfen sich 
nicht w iederholen. Die hier und da 
geäußerte Meinung, man könne 
„d ie  Landschaft nicht m it Ein- und 
Zweifam ilienhäusern zupflastern“ ,

Sozialer Wohnungsbau 
1977 bis 1988

Jahr
ge fö rd e rte

W ohnu ngen
in sgesam t

d a ru n te rv o n  
p riva ten  gem einnützigen 

H aus- W öhnungs- 
ha lten  un te rnehm en

1977 113 0 3 7 7 1 0 0 7 2 3 3 9 3
1978 135311 89 9 9 4 2 2 8 1 7
1979 108781 7 5 0 9 4 190 13
1980 9 7 1 7 5 6 4 2 3 2 194 93
1981 9 2 9 0 2 5 8 5 5 2 2 0 6 6 6
1982 9 9 6 1 3 5 4 3 2 6 2 7 9 8 0
1983 104 0 8 3 6 2 3 9 8 21 7 9 4
1984 8 0 4 0 8 4 9 7 8 0 150 88
1985 6 8 9 5 2 4 4 6 7 3 123 34
1986 5 2 0 6 6 3 7 3 7 5 8 6 5 7
1987 4 0 6 6 8 2 9 6 0 0 6 6 4 8
1988 3 6 8 8 6 27 6 4 4 7 8 5 8

darf sich nicht durchsetzen. Bereits 
der frühere Bundeskanzler. Helmut 
Schmidt, hat darauf verw iesen, daß 
der F lächenbedarf und die Aufw en­
dungen für Straßen und Versor­
gungsleitungen beim sogenannten 
verdichteten Einfam ilienhausbau 
nicht höher zu veranschlagen sind 
als beim norm alen Etagenbau. Er 
hat dam als m it Recht dazu aufgefor­
dert, den „berechtigten W ünschen 
der Bürger a ller Schichten nach 
dem Einfam ilienhaus oder der Ei­
gentum swohnung mehr zu entspre­
chen als b isher“ . Es geht heute um 
eine angem essene w ohnungspoliti­
sche Reaktion auf stark veränderte 
Nachfragestrukturen.

Immer w ieder wird behauptet, 
daß der freie W ohnungsm arkt das 
notwendige Neuangebot nicht be­
reitstellen könne. Die jüngsten Zah­
len bestätigen, daß die Privathaus­
halte nach w ie vor die m it Abstand 
stärkste Bauherrengruppe bilden. 
Von den im ersten Halbjahr 1989 fer­
tiggestellten 47000 W ohnungen 
sind 55 ,6%  von Privathaushalten 
errichtet worden, 9,3 % von gem ein­
nützigen W ohnungsunternehm en, 
30 %  von sonstigen W ohnungsun­
ternehm en, 1,3% von Im m obilien­
fonds, 2 ,7 %  von sonstigen Unter­
nehm en (z. B. Versicherungen), 
0 ,5%  von öffentlichen Bauherren 
und 0,6 % von O rganisationen ohne 
Erwerbszweck.

Bei den Baugenehm igungen wird 
dieses Bild noch deutlicher. Von den 
im ersten Halbjahr 1989 neu zum 
Bau genehm igten 136534 W ohnun­
gen entfielen 60,7 % auf Privathaus­
halte, 7 ,4%  auf gem einnützige 
W ohnungsunternehm en, 27,1 % auf 
sonstige W ohnungsunternehm en, 
0 ,8 %  auf Im m obilienfonds, 2 .8%  
auf sonstige Unternehm en, 0 ,5%  
auf öffentliche Bauherren und 0,6 % 
auf Organisationen ohne Erwerbs­
zwecke.

Auch im sozialen W ohnungsbau 
sind die Privathaushalte über Jahre
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hinweg die größte Investoren­
gruppe. Nach einer M itteilung der 
Bundesregierung hat sich der Anteil 
der von privaten Investoren im so­
zialen W ohnungsbau errichteten 
W ohnungen von rund 60 % im Jahre 
1977 auf 71 % im Jahre 1988 erhöht, 
während der Anteil de rgem einnü tz i- 
gen W ohnungsw irtschaft m it rund 
20 % , wie aus der vorstehenden 
Tabelle zu entnehm en ist, konstant 
geblieben ist.

Es werden im m er w ieder Forde­
rungen nach Verschärfung des M iet­
rechts erhoben, um den W ohnungs­
m arktengpässen zu begegnen. Sol­
che Bestrebungen schrecken nur 
die m ittelständischen Investoren ab 
und verh indern die notwendige M o­
bilisierung von W ohnungen aus 
dem  Bestand und den erforderli­
chen W ohnungsneubau. W er sich 
für eine E inschränkung der M ieter­
höhungsm öglichkeiten einsetzt 
oder sich für eine Verlängerung der 
Kündigungsfrist bei der Um wand­
lung ausspricht, hilft nicht den W oh­
nungssuchenden, sondern erstickt 
die gerade w ieder anziehende W oh­
nungsbaukonjunktur. Wer W oh­
nungsm ärkte reglem entiert und Er­

tragschancen abschneidet, wird 
keine Erfolge, sondern nur Mißer­
folge ernten.

Ein wesentlicher Grund dafür, 
daß der W ohnungsbau in der Ver­
gangenheit so stark rückläufig ge ­
wesen ist, lag vor allem  in der gerin­
gen Rendite. W enn M ietobjekte 
keine ausreichende Renditebasis 
abgeben, sucht der Investor sich in 
anderen Bereichen Anlagen, die lu­
krativer sind. Selbst der festzuste l­
lende m oderate M ietpreisanstieg 
täuscht darüber hinweg, daß M ieten 
nicht voll dem Verm ieter zufließen. 
Die Gem einden tragen näm lich er­
heblich zu dem  M ietpreisauftrieb 
bei. Die auf die M iete um legbaren 
Gebühren erreichen bereits eine 
Größenordnung von m onatlich 0,80 
DM pro Q uadratm eter W ohnfläche. 
Dies sind 10 bis 15% der Bruttokalt­
miete. Wasser-, Abwasser-, M üll­
und Straßenrein igungsgebühren 
haben sich 1987 w ie 1988 viel 
stärker erhöht als der M ietindex als 
Teil des Preisindexes für die Le­
benshaltung der privaten Haus­
halte.

Die politische O rientierung an 
preiswerten M ieten, die die Kosten

nicht decken, hat Ansprüche zur 
Folge, deren Realisierbarkeit im 
Rahmen öffentlicher Haushalte 
nicht m öglich ist. G erade in der heu­
tigen Zeit ist es w ichtig, die G rund­
stim m ung und das M einungsbild in 
bezug auf das W irtschaftsgut W oh­
nung in weiten Teilen unserer Bevöl­
kerung positiv zu verändern. Es 
muß der Versuch unternom m en 
werden, zu verdeutlichen, daß das 
Gut W ohnung in erster Linie ein 
W irtschaftsgut ist und auch dieses 
Gut Kosten hat, w ie alle anderen 
W irtschaftsgüter auch. Die M ei­
nungsmauer, W ohnung könne e i­
nen Preis haben, der die Kosten 
nicht deckt, muß durchbrochen wer­
den.

W ichtig ist, daß der Bau- und 
W ohnungsw irtschaft verläßliche 
und stetige Rahm enbedingungen 
gegeben werden. Denn nur wenn 
die Investoren auf eine solide und 
an sozia l-m arktw irtschaftlichen Z ie­
len ausgerichtete W ohnungspolitik 
vertrauen können, sind sie bereit, 
ihr Geld in ein so langlebiges 
W irtschaftsgut, w ie es eine W oh­
nung nun einm al darste llt, zu inve­
stieren.

Gerhard Jahn

Es gibt keine Alternative zur sozialen Wohnungspolitik

Es gibt keinen Grund, die Politik 
zu korrig ieren", sagte am 4. 

O ktober 1989 der Parlam entarische 
Staatssekretär beim Bundesbaum i­
nister, Jürgen Echternach, im Deut­

schen Bundestag. Es war die A nt­
wort der Bundesregierung auf die 
Frage: „W ann und in we lcherW eise 
wird die Bundesregierung zu einem 
grundlegenden Kurswechsel in der 
W ohnungspolitik kom m en?“ , die 
der Verfasser als M itglied der SPD- 
Bundestagsfraktion gestellt hatte.

540

Für einen solchen Kurswechsel 
sprechen gegenwärtig m ehr 
G ründe denn je.

Nach den je tzt vorliegenden Er­
gebnissen der Volks- und W oh­
nungszählung w issen wir, daß 
schon im Mai 1987 die Annahm e 
falsch war, der W ohnungsm arkt sei 
ausgeglichen. Aus der G egenüber­
stellung von Haushalten und W oh­
nungen erm ittelte das Statistische 
Bundesam t für den dam aligen Zeit­
punkt einen rechnerischen W oh­

nungsfehlbestand von rund 347000 
W ohnungen. H inzurechnen muß 
man die Zweitw ohnungen: W ohn­
einheiten, die von keinem Haus­
haltsm itglied als Hauptwohnung ge­
nutzt werden. Zum  Stichtag der 
Volkszählung waren es rund 
390000. Diese Zweitwohnungen 
stehen näm lich nicht fü r die Versor­
gung von Haushalten zur Verfü­
gung, die keine eigene W ohnung 
haben. Von einem „g lobal ausgegli­
chenen“ W ohnungsm arkt, wie die
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Bundesregierung noch am 30. Juni 
1988 verkündete, konnte nicht e in­
mal im Frühjahr 1987 die Rede sein; 
vie lm ehr „feh lten “ , statistisch gese­
hen, fast 740000 W ohnungen. Die 
Volkszählung hat im nachhinein be­
stätigt, w ie berechtigt schon Anfang
1987 die W arnung des Deutschen 
M ieterbundes war: „N euer W oh­
nungsm angeldroh t!“

Die Neubauleistung hält seit M itte 
der 80er Jahre nicht m it der Nach­
frage Schritt. Nach Berechnungen 
des Deutschen Instituts für W irt­
schaftsforschung wuchs die Anzahl 
der Haushalte von 1985 bis 1988 um 
1130000, der Nettozugang an W oh­
nungen belief sich dagegen nur auf 
710000 W ohnungen. Schon bis
1988 also wurden 420000 W ohnun­
gen w eniger gebaut als erforderlich. 
Für Anfang 1989 schätzt der Deut­
sche M ieterbund den W ohnungs­
fehlbestand auf rund 500000, Ende
1989 wird er sich auf 800000 vergrö­
ßert haben.

Das Ifo-lnstitu t hat bis zum  Jahre 
2000 einen jährlichen Neubaube­
darf von 400000 W ohnungen erm it­
telt. Hinzu kom m t der W ohnungsbe­
darf für Aus- und Übersiedler, der a l­
lein 1989150000W ohnungen betra­
gen dürfte. Für 1989 wird eine Neu­
bauleistung von allenfalls 250000 
W ohnungen erwartet. Das von der 
Bundesregierung angestrebte Ziel 
von 300000 Neubauwohnungen 
wird frühestens 1991 erreicht. Die 
Lücke zw ischen Angebot und Nach­
frage w ird also weiter wachsen.

Nationaler Notstand

W er je tzt im m er noch nur von 
„E ngpässen“ in bestim m ten Bal­
lungsräum en redet, verharm lost in 
verantwortungsloser W eise. Bei­
pflichten muß man dagegen dem 
Präsidenten des Deutschen S tädte­
tages, S tuttgarts O berbürgerm ei­
ster Manfred Rommel, der vom  „n a ­
tionalen Notstand“ spricht.

Die Folgen sind fü r W ohnungssu­
chende und einkom m ensschwache 
M ieter verheerend. Erschw inglicher 
W ohnraum  wird vor allem in Groß­
städten und Ballungsräum en immer 
knapper. Bei Neuverm ietung ste i­
gen die Mieten dram atisch; m itte lfri­
stig wird d ieser Anstieg auch auf be­
stehende M ietverhältnisse durch­
schlagen. Eine weitere Folge ist der 
scharfe Verdrängungswettbewerb 
am W ohnungsm arkt. Kaufkräftige 
Nachfrager können sich nahezu 
jede W ohnung leisten, treiben damit 
aber die M ietpreise weiter in die 
Höhe. Durchschnittsverdiener und 
E inkom m ensschwache können da­
gegen im m er häufiger nicht einmal 
ihren M indestbedarf an W ohnraum 
befriedigen. Ihnen hilft der Hinweis 
nicht, die W ohnungsversorgung 
habe im statistischen Durchschnitt 
einen hohen Stand erreicht und die 
Mehrzahl der Bürger sei angem es­
sen versorgt. W ohnungsnot im 
W ohlstand ist kein W iderspruch.

M indestens eine M illion Haus­
halte, also zwei bis drei M illionen 
Menschen, sind im m er noch 
schlecht und unzureichend unterge­
bracht; viele warten schon seit Jah ­
ren auf eine angem essene W oh­
nung.

M indestens fünf M illionen Haus­
halte sind einkom m ensschwach 
und/oder am W ohnungsm arkt be­
nachteilig t; dazu zählen Familien 
m it K indern, bestim m te Aussiedler­
gruppen, S tudenten, sozial Schwa­
che. Diese Haushalte sind unm itte l­
bar von W ohnungsnot bedroht, 
wenn die M ieten we iter steigen oder 
ein W ohnungswechsel notwendig 
wird. Denn auf einem  leergefegten 
W ohnungsm arkt haben sie keine 
Chance, sich angem essen mit 
W ohnraum  zu versorgen. In Groß­
städten und Ballungszentren gilt 
dies zunehm end auch für Haus­
halte m it durchschnittlichem  E in­
kommen. Die W ohnungspolitik hat 
inzw ischen auf diese Lage reagiert,

wenn auch eher aufgrund von W ahl­
ergebnissen, denn aus Einsicht in 
die sachliche Notwendigkeit. Zur 
Erinnerung: Noch Anfang 1989 be­
stritt der dam alige Bundeswoh­
nungsbaum in ister nachdrücklich 
eine „neue W ohnungsnot": im G e­
genteil. er rühm te sich der „ausge­
ze ichneten" W ohnungsversorgung.

Ungeeignete Maßnahmen

Auch die inzw ischen beschlosse­
nen oder angekündigten M aßnah­
men werden den Problem en nicht 
gerecht; sie sind quantita tiv w ie qua­
litativ unzulänglich. W ie die e in­
gangs zitie rte Äußerung zeigt, ist 
die Bundesregierung nicht bereit, 
ihr wohnungspolitisches G rundkon­
zept in Frage zu stellen. Nach wie 
vor will sie durch Stärkung der 
M arktkräfte das W ohnungsangebot 
erhöhen; insoweit sind zusätzliche 
S teuervergünstigungen als Investi­
tionsanreiz folgerichtig.

Diese Politik ist aus mehreren 
G ründen ungeeignet, die Versor­
gungsproblem e sozial befriedigend 
zu lösen.

□  Ein wesentlicher Grund für den 
Rückzug der Privatinvestoren aus 
dem M ietwohnungsbau ist die 
Scheu vor dem  langfristigen Verm ie­
tungsrisiko. Wann und in welchem  
Umfang vorhandener Bedarf zu 
kaufkräftiger Nachfrage wird, ist 
heute und künftig m it höherer Unsi­
cherheit behaftet als in den vergan­
genen Jahrzehnten. Die Nachfrage­
schwäche am W ohnungsm arkt 
Mitte der 80er Jahre hat dies deut­
lich gemacht.

□  Schon aus diesem  Grund ist es 
fraglich, ob zusätzliche Steuerver­
günstigungen auf der einen und die 
knappheitsbedingt steigenden M ie­
ten auf der anderen Seite ausrei­
chen, Neubauinvestitionen nach­
haltig und im notwendigen Umfang 
auszulösen. Dies gilt vor allem 
dann, wenn zusätzliche Steuerver­
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günstigungen befristet sind. Des- 
hialb ist die G efahr aucfi groß, daß 
solche Anreize in M itnehm ereffek­
ten „verpuffen“ , zum al sie -  wenig­
stens bisher -  m it keinerlei sozialen 
Bindungen, z. B. hinsichtlich des 
M ietpreises, verbunden sind.

□  Kostenbedingt werden die A n­
fangsm ieten im freifinanzierten 
Neubau an der O bergrenze der 
M arktm iete liegen müssen. Der 
Nachfragerkreis für teure W ohnun­
gen ist aber auf das obere E inkom ­
m ensdrittel begrenzt; für Durch­
schnittsverdiener und einkom m ens­
schwache Haushalte sind sie uner­
schw inglich. W ohngeld kann daran 
nichts ändern, denn die w ohngeld­
fähigen Höchstm ieten liegen weit 
unter den M arktm ieten im Neubau.

Eine Erhöhung des Angebots an 
freifinanzierten W ohnungen ist zwar 
durchaus wünschenswert, denn es 
bringt Entlastung und m ildert den 
Verdrängungswettbewerb, In einem 
überschaubaren Zeitraum  kann und 
wird fre ifinanzierter M ietw ohnungs­
bau aber nicht das Angebot bereit­
stellen, das benötigt wird. Auf den 
langfristigen M arktausgleich zu hof­
fen, den die M arkttheoretiker ver­
sprechen, wäre spekulativ, vor a l­
lem aber sozialpolitisch unverant­
wortlich. Es würde eine Verschär­
fung des W ohnungsm angels und 
W ohnungsnot für im m er m ehr M en­
schen bedeuten.

Eine weiterhin im wesentlichen 
m arktorientierte W ohnungspolitik

würde den „nationalen Notstand“ 
(Rommel) nicht beheben. Ihre en t­
scheidende Schwäche bleibt: das 
W ohnungsproblem  ist vor allem  ein 
Problem einkom m ensschwacher 
und/oder am M arkt benachteilig ter 
Haushalte.

W ohnungspolitischer Aktion is­
mus und Sonderprogram m e sind 
kein Ausweg. Die Fehler und Ver­
säum nisse der Vergangenheit kön­
nen nicht „über N acht“ überw un­
den, neue W ohnungen nicht aus 
dem Boden gestam pft werden. 
Kurzfristig helfen nur Übergangslö­
sungen, die das Z iel haben, „R eser­
ven“ im W ohnungs- und G ebäude­
bestand -  zum indest vorüberge­
hend -  nutzbar zu machen. Solche 
Maßnahmen der „ersten H ilfe“ kön­
nen aber eine „Langze itthe rap ie“ 
nicht ersetzen. Diese setzt eine 
grundlegende Kurskorrektur vor­
aus: W ohnungspolitik muß w ieder 
soziale Versorgungspolitik sein-, wie 
es der § 1 des II. W ohnungsbauge­
setzes seit m ehr als drei Jahrzehn­
ten fordert'.

Diese Politik muß langfristig an­
gelegt sein. Bau- und W ohnungs­
w irtschaft brauchen verläßliche 
Rahm enbedingungen, denn nur 
dann werden sie ihre Kapazitäten 
bedarfsgerecht anpassen. Bei den 
von vornherein befristeten „Sonder-

'  Vg), auch G ehard  J a h n :  Für e ine s te tige  
Förderung  dos  S o z ia lw ohn ungsbau s , in: 
W IR TS C H A FTS D IE N S T, 69, Jg. (1989), H. 4, 
S. 173.

Program m en“ ist dies nicht gewähr­
leistet, e ine „kurzatm ige“ W oh­
nungspolitik würde die Fehler der 
Vergangenheit nur wiederholen.

Rolle des sozialen 
fk/lietwohnungsbaus

Der soziale M ietwohnungsbau 
muß künftig w ieder eine tragende 
Säule derW ohnungspo litik  sein. So­
zia ler M ietwohnungsbau muß von 
Bund, Ländern und Gem einden als 
Daueraufgabe begriffen werden. 
Um die bereits bestehende Ange­
botslücke zu schließen und um den 
künftigen Bedarf zu decken ist es 
notwendig, in den nächsten zehn 
Jahren wenigstens 150000 Sozia l­
m ietwohnungen jährlich zu fördern. 
Der E inwand, der „trad itione lle “ S o­
zia lm ietw ohnungsbau habe erhebli­
che Schwächen, überzeugt nicht. 
Durch die Entstehungszeit bedingte 
„F eh le r“ m üssen künftig nicht w ie­
derholt werden; überdies gibt es 
keine überzeugende A lternative zu 
einer sozialen W ohnungspolitik.

W ichtigste Bedingung für einen 
künftigen sozialen M ie tw ohnungs­
bau: Durch die öffentliche Förde­
rung (das können auch zusätzliche 
S teuervergünstigungen sein) m üs­
sen dauernde soziale Bindungen 
geschaffen werden; das heißt insbe­
sondere, die M ieten m üssen für den 
Kreis der Berechtigten tragbar sein 
und tragbar bleiben.

An diesen Grundsätzen hat sich 
auch die Bestandspolitik zu orientie-
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ren. Ihr vorrangiges Z iel muß die S i­
cherung noch bestehender Sozia l­
bindungen im öffentlich geförderten 
M ietwohnungsbestand sein. Die Er­
haltung solcher B indungen ist für 
den Fiskus w esentlich „b illige r“ als 
die Förderung neuer W ohnungen.

In einer neuen sozialen W oh­
nungspolitik muß auch die W oh­
nungsgem einnützigkeit einen fe ­
sten Platz haben; die beschlossene 
Überführung der gem einnützigen 
W ohnungswirtschaft in den freien

M arkt am 1. 1. 1990 darf nicht der 

Schlußstrich sein unter eine mehr 

als 100jährige soziale Tradition, sie 

muß v ie lm ehr der Anfang für eine 

neue, zeitgem äß reform ierte Ge­

m einnützigkeit im W ohnungswesen 

sein. Dazu gehört auch die W ieder­

belebung und Stärkung der genos­

senschaftlichen Selbsthilfe, die in 

der Vergangenheit einen w esentli­
chen Beitrag zur Lösung der W oh­
nungsfrage gele istet hat. Künftig 

muß das genossenschaftliche W oh­

nen eine g le ichwertige A lternative 
zum  Einzeleigentum  werden.

Bundeskanzler Helmut Kohl hat 
vor wenigen W ochen die Lösung 
der W ohnungsfrage eines der 
„w ichtigsten innenpolitischen Pro­
blem e der vor uns liegenden Ze it“ 
genannt. W enn es ihm dam it ernst 
ist, dann muß die Bundesregierung 
zu einem wohnungspolitischen 
Kurswechsel bereit sein, hin zu e i­
ner neuen, einer w irklich sozialen 
W ohnungspolitik.

Horst Tomann

Zurück zum sozialen Wohnungsbau?

Den akuten Versorgungsproble­
men am W ohnungsm arkt ver­

sucht die W ohnungspolitik m ehr 
und m ehr durch eine forcierte Neu­
bauförderung zu begegnen, vor a l­
lem durch e ineW iederbe lebung des 
sozialen M ietwohnungsbaus. Sie 
wendet sich dam it gegen d ie G rund­
sätze ihrer liberalen w ohnungspo liti­
schen Konzeption, deren Kern es 
ist, die direkte Angebotsförderung 
einzuschränken, den Investoren im 
M ietwohnungsbau konstante Rah­
m enbedingungen zu sichern und 
die sozialen Z iele der W ohnungspo­
litik über das W ohngeld zu erre i­
chen. Kann dies in der aktuellen S i­
tuation das richtige Politikkonzept 
sein?

Aktuelle Einflüsse

W ill man der gegenwärtigen A n­
spannung am W ohnungsm arkt auf 
den Grund gehen, so muß man be­
achten, daß es sich hier um einen 
Bestandsm arkt handelt -  der jährli­
che Neuzugang an W ohnungen 
(1988 etwa 200000) m acht w eniger 
als 1 % des G esam tangebotes an 
W ohnungen aus (26,3 M illionen) -
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und daß sich S trukturverschiebun­
gen zw ischen den einzelnen W oh­
nungsteilm ärkten vollziehen, die 
selbst bei g lobalem  „M arktaus­
g le ich“ große M arktungle ichge­
w ichte im einzelnen zur Folge ha­
ben können.

Das Hauptproblem  ist gegenwär­
tig ein erheblicher M angel an preis­
günstigen W ohnungen einfacher 
Ausstattung, der sich vor allem  auf 
die Ballungsräum e konzentriert. 
Verschiedene E inflüsse haben dazu 
beigetragen:

□  Die W ohnungsnachfrage der Im­
m igranten, die seit 1988 sprunghaft 
gestiegen ist, richtet sich im w esent­
lichen auf diesen Teil des W oh­
nungsm arktes. Die in d iesem  A us­
maß unerw artete zusätzliche Nach­
frage trifft aber auf einen W ohnungs­
markt, der im unteren Q ualitätsbe­
reich aufgrund eines längerfristig 
w irkenden S trukturwandels bereits 
angespannt ist.

□  Schon seit Beginn der achtziger 
Jahre zeichnet sich eine Spreizung 
der Nachfrage auf dem  W ohnungs­
markt ab. Einerseits folgte die Nach­

frage einem Trend zum  anspruchs­
vollen W ohnen, der sich m it dem 
kräftigen Schub bei den Realein­
kommen seit Mitte der achtziger 
Jahre vollends durchsetzte und sich 
vor allem auf die Innenstädte kon­
zentrierte. D iese Verschiebung zu­
gunsten gut ausgestatte ter W oh­
nungen in den Innenstädten ging 
einher m it einer verhaltensbeding­
ten Verringerung der Haushaltsgrö­
ßen m it der Folge eines zunehm en­
den Bedarfs an W ohnfläche, so daß 
sich trotz des Bevölkerungsrück­
gangs der W ohnungsbedarf per 
saldo erhöhte.

Andererseits nahm bereits seit 
Beginn der achtziger Jahre die 
Nachfrage nach W ohnungen am un­
teren Ende der Q ualitätsskala zu, 
bedingt durch den Beschäftigungs­
einbruch, der vie le Haushalte erst­
mals in die Arbeitslosigkeit ent­
ließ bzw. der Sozialhilfe überant­
wortete.

□  Das Angebot folgte dem  Trend 
zum aufwendigen W ohnen in den 
Innenstädten. M odern isierungsin­
vestitionen in den W ohnungsbe­
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stand haben inzw ischen ein größe­
res Volumen erre icht als Neubauin­
vestitionen. D ieser W andel der An­
gebotsstruktur ist auf einem funk­
tionsfähigen W ohnungsm arkt auf­
grund des Renditegefälles zu erwar­
ten. Er wurde noch durch eine m as­
sive M odern isierungsförderung des 
Bundes und der Länder unterstützt. 
Die Folge war ein H inauffiltern von 
A ltbauwohnungen auf ein Q ualitäts­
niveau, das dem Neubaustandard 
verg le ichbar ist. Diese W ohnungen 
fehlten aber am unteren Ende der 
Qualitätshierarchie.

□  Auch die M ietb indung für Sozial­
wohnungen und für W ohnungen der 
gem einnützigen W ohnungsw irt­
schaft stellte -  indirekt -  einen A n­
reiz zur M odern isierung dar. Denn 
m it der M odern isierung einer ge­
bundenen W ohnung muß die Ko­
stenm iete (zu Tageswerten) neu be­
rechnet werden, so daß die h istori­
sche M ietb indung um gangen wer­
den kann. So haben die gem einnüt­
zigen W ohnungsbaugesellschaften 
von 1978 bis 1988 2,7 Mill. W ohnun­
gen, etwa vier Fünftel ihres Bestan­
des, m odern isiert und ihre Neubau­
tätigkeit entsprechend einge­
schränkt.

□  Hinzu kamen Angebotsein­
schränkungen aufgrund vorzeitiger 
B indungsauflösungen für Sozial­
wohnungen. Durch e ine gesetzliche 
Initiative gab der Bund 1981 den 
Ländern die Möglichkeit, finanzielle 
Anreize zur vorzeitigen Rückzah­
lung von Darlehen auf Sozia lwoh­
nungen zu gewähren. Diese A n­
reize sind in beträchtlichem  Maße 
genutzt worden m it der Folge, daß 
dam it die betroffenen W ohnungen 
aus der M ietb indung entlassen wur­
den.

Kosten der Ballung

Besonders in den Ballungsgebie­
ten hat sich eine Überschußnach­
frage auf einzelnen W ohnungsteil­
m ärkten herausgebildet. Sowohl
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die W ohnungswechsler, die ihren 
W ohnkonsum  im oberen Q ua litä ts­
bereich verbessern wollen, weil ihr 
Einkommen gestiegen ist und/oder 
weil sie ihren Arbeitsplatz gew ech­
selt haben, als auch jene Haushalte 
m it niedrigeren Einkommen, die 
dringend eine preisgünstige W oh­
nung suchen und sich bei den W oh­
nungsäm tern registrieren lassen, 
sind in Ballungsgebieten überdurch­
schnittlich stark vertreten. Ihre 
Nachfrage richtet sich zwar auf un­
terschied liche Teilsegmente des 
W ohnungsm arktes, aber indirekt 
konkurrieren sie um den gleichen 
W ohnungsbestand, weil das A nge­
bot e lastisch von einem  Teilmarkt 
zum anderen wechselt. Dabei füh ­
ren sowohl der Filtering-up-Prozeß 
der W ohnungsm odern isierung als 
auch die Nutzungskonkurrenz zw i­
schen W ohnungsnutzung und ge­
w erblicher Nutzung in den D ienstle i­
stungszentren vor allem  im W oh­
nungsbestand einfacher Q ualität zu 
einer Angebotsverknappung. Damit 

erklärt sich das paradoxe Bild, daß 
gerade in den expandierenden Bal­
lungszentren die unbefriedigte 
Nachfrage nach einfachen W ohnun­
gen steigt und die W arteschlangen 
vor den W ohnungsäm tern zuneh­
men. Hierin zeigen sich die volks­
w irtschaftlichen Kosten der Ballung, 
die -  w ill m an einer zunehm enden 
Ballungstendenz nicht Vorschub le i­
sten -  von den betreffenden Regio­
nen selbst zu tragen sind.

Investitionsbedingungen

Schon bevor ein akuter Mangel 
an einfachen W ohnungen durch 
den Nachfrageschub der E inwande­
rer spürbar wurde, hatten sich die 
Investitionsbedingungen im W oh­
nungsbau verbessert:

□  Die F inanzierungskosten waren 
im Gefolge des Stabilis ierungskur­
ses der Deutschen Bundesbank 
deutlich gesunken. Der Hypothe­
kenzins erre ichte M itte 1987 einen

Tiefstand von 6 ,2 %  (Effektivzins 
bei fünfjähriger Z insbindung). M itte 
1982 hatte der Effektivzins noch 
10% betragen. Inzw ischen ist in­
dessen w ieder ein kräftiger Z ins­
anstieg zu beobachten. M itte 1989 
lag der E ffektivzins bei 8,0% .

□  Die Erwartungen der Investoren, 
die noch bis M itte der achtziger 
Jahre durch Prognosen über einen 
Bevölkerungsrückgang gedäm pft 
worden waren, wurden seit 1986 
durch den kräftigen Zuwachs der 
Reale inkom m en und die daraus ab­
gele itete W ohnungsnachfrage sti­
muliert.

□  Die M ieten im fre ifinanzierten 
W ohnungsbau stiegen in den acht­
ziger Jahren w ieder stärker als das 
allgem eine Preisniveau. Das deutet 
darauf hin, daß der relative Rück­
gang der M ieterträge, der sich in der 
Folge des Bauboom s der s iebziger 
Jahre e ingestellt hatte, korrigiert 
worden ist. Der relative M ietpreis für 
fre ifinanzierte W ohnungen hat Ende 
der achtziger Jahre w ieder den 
Stand von 1970 erreicht.

□  Nicht zuletzt zogen sich der 
Bund und w eitgehend auch die Län­
der seit 1986 aus dem  sozialen M iet­
wohnungsbau zurück und doku­
m entierten damit, daß sie die A nge­
botsausweitung auf dem  M ie tw oh­
nungsm arkt dem  privaten Investi­
tionskalkül überiassen würden.

Die Investoren haben auf die ver­
änderten Bedingungen am W oh­
nungsm arkt durch eine kräftige 
Ausw eitung der Neubautätigkeit 
reagiert. Die Anzahl der fe rtigge­
stellten Neubauwohnungen hatte 
sich von 1980 bis 1988 halbiert. Ent­
sprechend war das reale Investi­
tionsvolum en im Neubau zurückge­
gangen, bei nur geringen Unter­
schieden zw ischen Eigentüm er­
wohnungsbau und M ie tw ohnungs­
bau. Seit 1987 kündigen die Bauge­
nehm igungen im W ohnungsbau 
eine Um kehr d ieses Trends an. Sie
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stiegen m it der Jahresw ende 1987/ 
88 w ieder kontinuierlich an und la­
gen im ersten Halbjahr 1989 bereits 
um 22 % über dem  Niveau des Vor­
jahres. Insbesondere für M ehrfam i­
lienhäuser, also im M ietw ohnungs­
bau, ist ein starker Zuwachs der 
Baugenehm igungen festzustellen 
(Januar bis April 1989: 4 8 %  über 
Vorjahresniveau). Zur Jahreswende 
1988/89 folgte dem Anstieg der Bau­
genehm igungen auch ein sprung­
hafter Anstieg des Auftragsein­
gangs im Bauhauptgewerbe aus 
dem W ohnungsbau. Spätestens zu 
diesem Zeitpunkt haben also die In­
vestoren im W ohnungsbau ihre In­
vestitionszurückhaltung aufgege­
ben.

Freilich findet die Ausweitung des 
Angebots im oberen Q ua litätsbe­
reich statt. Erst auf m ittlere Sicht 
kann erwartet werden, daß sich 
auch die übrigen W ohnungsteil­
m ärkte entspannen. Der akute M an­
gel an einfachen W ohnungen wird 
sich daher auf diese W eise nicht 
kurzfristig beheben lassen.

Staatliche Reaktionen

Die Bundesregierung hat daraus 
vor allem  die Konsequenz gezogen, 
d ieAngebotsförderung zu forcieren.

□  Die steuerlichen Abschreibungs­
bedingungen im M ietwohnungsbau 
wurden verbessert. Nach dem  Be­
schluß des Bundeskabinetts vom 
10. Mai 1989 wird eine degressive 
Abschreibungsrate von jeweils 7%  
während der ersten vier Jahre, da­
nach sechs Jahre jew eils 5% , 
sechs weitere Jahre jeweils 2 % und 
24 Jahre jeweils 1,25% steuerlich 
anerkannt. Die Abschreibungs­
dauer verkürzt sich dam it von 50 auf 
40 Jahre. Nach zehn Jahren sind 
bereits m ehr als die Hälfte der Her­
stellungskosten steuerlich abge­
setzt.

□  Der Bund, der sich aus der För­
derung des sozialen M ietw oh­
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nungsbaus zurückgezogen hatte, 
engagiert sich w ieder verstärkt im 
sozialen W ohnungsbau. Zunächst 
war nur ein A ussied lerprogram m  im 
Um fang von 750 Mill. DM vorgese­
hen. Dabei sollten die Förderbedin­
gungen des sozialen W ohnungs­
baus (Kostenm ietprinzip, M ietb in­
dung über 25 bis 30 Jahre) wegen 
ihrer nachteiligen, langfristigen W ir­
kungen und der hohen fiskalischen 
Kosten ausdrücklich nicht zur An­
wendung kommen. Mit den Be­
schlüssen vom  Mai hat der Bund 
dieses Aussied lerprogram m  in ein 
a llgem eines Program m  im Rahmen 
des sozialen W ohnungsbaus inte­
griert und erheblich aufgestockt. Im 
Jahre 1989 stellt der Bund für den 
sozialen W ohnungsbau 1,1 Mrd. DM 
zur Verfügung, im  Jahre 1990 w e i­
tere 1,6 Mrd. DM -  mehr als das 
Fünffache des ursprünglichen Fi­

nanzplanungsansatzes von 300 

Mill. DM. Leistungen in der gleichen 

G rößenordnung erwartet der Bund 

jeweils von den Ländern und den 
Kommunen. Die M ittel für das Pro­
gram m jahr 1990 sollen schon ab 15.
8.1989 bewilligt werden. A lle in 1990 
sollen auf diese W eise 100000 neue 
Sozialwohnungen gefördert wer­
den. Dieses Fördervolum en soll -  
anders als in der m ittelfristigen Fi­
nanzplanung zunächst vorgesehen 
-  über m ehrere Jahre beibehalten 
werden. Die ursprüngliche Absicht 
der Bundesregierung, die M ittelauf­
stockung als ein Sofortprogram m  
und dam it als eine vorübergehende 
Maßnahm e zu verstehen, ist dam it 
aufgegeben worden.

Ein weiteres „S ofo rtp rogram m “ 
hat die Regierungskoalition am
3 .1 0 .1 9 8 9  vereinbart, m it dem  Ziel, 
kurzfristig 50 000 W ohnungen durch 
Um widm ung von Gewerberäum en 
und landw irtschaftlich genutzten 
G ebäuden sowie durch den Ausbau 
von Dachgeschossen zu schaffen. 
Dafür stellt de r Bund 2 Mrd. DM für 
zeitlich begrenzte Z inssubventio­

nen bzw. Sonderabschreibungen 
zur Verfügung.

□  Was Sofortm aßnahm en betrifft, 
die am W ohnungsbestand anset­
zen, so ist ein G esetzentwurf zur 
Änderung des W ohnungsbindungs­
gesetzes vorbereitet worden, durch 
den der Tausch von Sozia lwohnun­
gen für Fehlbeleger erle ichtert wer­
den soll. Eine in term inisterie lle Ar­
beitsgruppe wurde gebildet, die w e i­
tere M öglichkeiten der M obilis ie­
rung des W ohnungsangebots im 
Bestand prüfen soll.

□  Beim W ohngeld ist eine sechste 
M ietenstufe für Kom m unen einge­
führt worden, in denen die Mieten 
überdurchschnittlich stark gestie­
gen sind. Die großen, expandieren­
den Ballungsräum e, w ie M ünchen 
und Frankfurt, werden dam it aus all­
gem einen S teuerm itteln zusätzlich 
gefördert. Aus gesam tw irtschaft­
licher S icht bedeutet dies eine S o­
zia lis ierung von Ballungskosten 
und dam it nicht eine M ilderung, son­
dern eine Verschärfung des Bal­
lungsproblems.

Wirkungen

Es fragt sich, welchen Effekt 
diese Maßnahmen angesichts des 
akuten M angels an einfachen W oh­
nungen auf das W ohnungsangebot 
haben. Das W ohngeld ist als sozia l­
politische M aßnahme gedacht und 
hat allenfalls indirekt einen Effekt 
auf das Angebot, weil sich die Erhal­
tung des W ohnungsbestandes im 
unteren Q ualitätsbereich mit der 
größeren Zahlungsfähigkeit der 
M ieter eher lohnt. Es kom m t des­
halb ganz darauf an, welche W irkun­
gen von den Maßnahmen der Ange­
botsförderung zu erwarten sind.

Die Erhöhung der Abschrei­
bungsdegression im M ietwoh­
nungsbau zie lt auf die Verbesse­
rung der Investitionsbedingungen in 
einer m ittelfristigen Perspektive. 
Diese Maßnahm e wurde erst be­

545



ZEITGESPRÄCH

schlossen, nachdem  sich der M iet­
wohnungsbau bereits w ieder belebt 
hatte, hat also insoweit auch nicht 
als auslösendes M oment gewirkt. 
Es ist eher zu verm uten, daß sie die 
Investitionskonjunktur im M ietw oh­
nungsbau stabilisiert, da sich der 
Fiskus m it d ieser M aßnahme ver­
stärkt an den Investitionsrisiken be­
teiligt.

G egenwärtig wird von einzelnen 
Ländern eine weitere Aufstockung 
der Sonderabschreibungen im M iet­
w ohnungsbau gefordert. Unabhän­
gig davon, ob es sinnvoll ist, den 
W ohnungsbau unter den gegebe­
nen Um ständen weiter anzuheizen, 
ist zu bedenken, daß die Sonderab­
schreibung kein angem essenes In­
strum ent der W ohnungsbauförde­
rung ist, weil sie den P lanungshori­
zont der Investoren verkürzt. Nach 
den Plänen, die zur Zeit vorgeschla­
gen werden, könnte eine M ietwoh­
nung bereits nach fünf Jahren w e it­
gehend abgeschrieben sein. Damit 
wird ein starker Anreiz für private In­
vestoren ausgeübt, durch M ietw oh­
nungsbau „das schnelle Geld zu 
m achen“ und die langfristige Ver- 
m ietbarkeit der W ohnungen zu ver­
nachlässigen.

Mit der Verkürzung des P lanungs­
horizonts von Investoren hat die 
W ohnungspolitik in den 70er Jahren 
schlim m e Erfahrungen gem acht -  
auch im Rahmen des sozialen W oh­
nungsbaus - ,  die sich nicht w ieder­
holen sollten. W enn die W ohnungs­
politik also eine zusätzliche Ange­
botsförderung als notwendig an­
sieht, sollte sie den Zins als A nsatz­
punkt wählen. Zinsverbilligungen 
unterstützen ein langfristiges Inve­
stitionskalkül, weil bei niedrigen Z in ­
sen langfristig zu erwartende Er­
träge ein stärkeres Gewicht erhal­
ten. Zugleich garantieren sie ein 
niedriges M ietniveau, das überw ie­
gend vom Zins bestim m t wird. G e­
genwärtig steigt der Kapitalm arkt­
zins als Folge einer Geldpolitik, die

auf W echselkursstabilis ierung und 
Inflationsbekäm pfung ausgerichtet 
ist. Diese von den in ternationalen 
Finanzm ärkten vorgegebene Z ins­
steigerung verteuert auch die Refi­
nanzierung im W ohnungsbau, ein 
w ohnungspolitisch gegenwärtig un­
erw ünschter Effekt.

Zur S icherung der Rahm enbedin­
gungen für Investitionen im M ie t­
wohnungsbau erscheint es daher 
unter den gegebenen Um ständen 
besonders dringlich, daß die W oh­
nungspolitik für einen niedrigeren 
Hypothekenzins sorgt. Dies könnte 
etwa nach dem M uster der steuerli­
chen Förderung von Berlin-Darle- 
hen oder durch ein Program m  der 
Kreditanstalt für W iederaufbau ge­
schehen. Anders als in Berlin, e i­
nem weitgehend abgeschotteten 
Markt, könnte man darauf ver­
trauen, daß der Fördereffekt ta t­
sächlich beim Investor -  und 
schließlich beim M ie te r-a n k o m m t.

W as die Aufstockung des Pro­
gram m s im sozialen W ohnungsbau 
angeht, so sichert sich der Staat da­
mit unm itte lbar zusätzliche Bele­
gungsrechte, nicht aber im gleichen 
Maße ein zusätzliches W ohnungs­
angebot. Da sich der M ie tw oh­
nungsbau ohnehin belebt, dürften 
die M itnehm ereffekte groß sein. Die 
Bundesregierung bestre itet solche 
M itnehm ereffekte m it dem  Argu­
ment, bei der Entscheidung über 
Kapitalanlagen in Imm obilien 
handle es sich nicht um ein N u llsum ­
m enspiel. In der Tat ist dies keine 
Frage des Kapitalm angels. Den­
noch gibt es eine Substitutionsbe­
ziehung zw ischen dem sozialen 
W ohnungsbau und dem fre ifinan­
zierten M ietwohnungsbau, einmal 
wegen der begrenzten Verfügbar­
keit bebaubarer G rundstücke, zum 
anderen weil die Angebotsförderung 
des Staates die Ertragserwartungen 
privater Investoren beeinflußt.

W ie weit d ie direkte Angebotsför­
derung die W ohnungsnachfrage der

Bedürftigen befriedigt, hängt nicht 
zuletzt von der Ausgestaltung der 
Förderprogram m e ab, die den Län­
dern überlassen ist. H ier besteht die 
Gefahr, daß die W ohnungspolitik -  
offensichtlich entgegen den ur­
sprünglichen Absichten der Bun­
desregierung -  in die „ausge tre te­
nen Pfade der traditionellen Förde­
rung“ des sozialen W ohnungsbaus 
zurückkehrt. Was das Programm 
1990 betrifft, so sollen 600 Mill. DM 
als Baudarlehen bzw. A ufw en­
dungsdarlehen im klassischen so­
zialen W ohnungsbau (erster und 
zweiter Förderungsweg) vergeben 
werden.

Der übrige Betrag (1 Mrd. DM) 
soll in Form von Zuschüssen ge ­
währt werden, wobei den Ländern 
die Festlegung der Konditionen fre i­
gestellt bleibt. Der Bund hat sich 
hier für die verstärkte Anwendung 
des neuen Instrum ents der „vere in­
barten Förderung“ eingesetzt, die 
durch eine Änderung des zweiten 
W ohnungsbaugesetzes m öglich ge­
worden ist. Mit d iesem  Instrum ent 
können die Länder als Subventions­
geber m it den Investoren ein Sub­
ventionsschem a vereinbaren, das 
vor allem  durch eine kurze Subven­
tionsdauer (sieben bis zehn Jahre) 
und entsprechend kurze B indungs­
fristen gekennzeichnet ist. Dabei 
können auch m arktnähere M iet­
preisbindungen vere inbart wer­
den.

Der unm itte lbare Vorteil wäre, 
daß dam it w esentlich m ehr Bele­
gungsbindungen erreicht werden 
könnten als im teuren sozialen W oh­
nungsbau herköm m licher Prägung. 
Überdies könnten gravierende 
Nachteile des sozialen W ohnungs­
baus, die sich auf lange Sicht e in ­
stellen, verm ieden werden. Auf 
lange Sicht zählt vor allem, daß der 
Anreiz für Investoren gestärkt wird, 
die langfristige Verm ietbarkeit eines 
O bjekts im Auge zu halten. Auch 
entfallen die Probleme der Fehlbele­
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gung. die sich zwangsläufig in einer 
längerfristigen Perspektive e inste l­
len. Es ist nocfi ungewiß, ob die Län­
der bereit sind, d ieses neue Instru­
ment der Angebotsförderung in nen­
nenswertem  Umfang einzusetzen.

Schnell greifende Maßnahmen

Als eine Sofortm aßnahm e hat der 
soziale W ohnungsbau den Nachteil, 
daß wegen des Zeitbedarfs des 
Neubaus dieses Angebot erst m it e i­
ner Verzögerung von ein bis zwei 
Jahren voll w irksam  wird.

Aus diesem  G runde hat die Bun­
desregierung versucht, eine rasche 
A ngebotsausweitung durch Zusatz­
program me zu erre ichen. So unab­
weisbar solche „Sofo rtp rogram m e“ 
angesichts der drängenden W oh­
nungsnachfrage erscheinen m ö­
gen, so fragwürdig ist doch ihr Er­
folg. Erstens können auf kurze Sicht 
nur solche Investitionen m obilis iert 
werden, die ohnehin geplant waren. 
Je rascher sich ein Erfolg der W oh­
nungsbauförderung einstellen muß, 
um so größer sind daher die M it­
nahm eeffekte. Ein Erfolg der Sofo rt­
program me kann deshalb nur darin 
gesehen werden, daß Investitionen, 
die sich auf einem angespannten 
W ohnungsm arkt ohnehin rentiert 
hätten, zeitlich vorgezogen werden. 
Dies erfordert aber eine enge ze itli­
che Befristung solcher Program m e 
(z.B. der Förderung des Dachge- 
schoßausbaus). Zweitens setzen 
die Kapazitäten der Bauw irtschaft 
einer raschen Angebotsausweitung 
Grenzen. Die Bauw irtschaft klagt 
bereits über einen M angel an Fach­
arbeitern insbesondere im A usbau­
gewerbe. Das zusätzliche Angebot 
an qualifiz ierten Arbeitskräften, die 
aus der DDR übersiedelt sind, 
schafft zwar grundsätzlich Abhilfe, 
es ist aber fraglich, ob die Struktur 
des Angebots dem  Bedarf ent­
spricht und die Angebotsengpässe 
daher rasch beseitigt werden 
können.

Unter diesen Bedingungen geht 
eine kurzfristige Forcierung des 
W ohnungsbaus, sofern sie über­
haupt M engenw irkungen hat und 
nicht in Preisste igerungen verpufft, 
zu Lasten der Bauqualität und der 
langfristigen Verm ietbarkeit der 
W ohnungen. Die aktuellen Überle­
gungen, den Bau von „Fertighäu­
sern m it E infachausstattung" zu för­
dern, sow ie das Programm zur Um ­
w idm ung von gewerblichen und 
landw irtschaftlich genutzten G e­
bäuden stützen diese Vermutung. 
Auf lange S icht sind „S ofo rtp ro­
gram m e“ des W ohnungsbaus da­
her eine volksw irtschaftlich teure 
Maßnahme. Schließlich kann das 
im m er w ieder erneute Nachschie­
ben von Sofortprogram m en -  und 
tatsächlich bereits die D iskussion 
darüber -  den nachteiligen Effekt 
haben, Investoren zum  Abwarten zu 
veranlassen.

Angesichts der Schwierigkeiten, 
das W ohnungsangebot kurzfristig 
auszuweiten, ist es deshalb vor­
dringlich, zur M ilderung der akuten 
Versorgungsproblem e das vorhan­
dene W ohnungsangebot intensiver 
zu nutzen bzw. anders zu verteilen. 
Da sich die Engpässe vor allem  auf 
dem Teilmarkt fü r e infache W ohnun­
gen zeigen, geht es vor allem 
darum, auf d iesem  Teilmarkt das 
W ohnungsangebot zu mobilisieren. 
G rundsätzlich kom m en M aßnah­
men in Betracht, die entweder eine 
weitere Bestandsverm inderung von 
W ohnungen einfacher Qualität un­
terbinden bzw. aussetzen, die 
Nachfrage nach W ohnraum verd ich­
ten (Unterbelegung abbauen) oder 
schließlich den Um setzungsprozeß 
erleichtern.

Die Bundesregierung hat m it der 
Erle ichterung des Tauschs von So­
zia lwohnungen einen ersten Schritt 
getan. Darüber hinaus wären fo l­
gende Maßnahmen geeignet, kurz­
fristig das Angebot an W ohnungen 
e infacher Q ualität zu mobilisieren:

□  Die M ieten im Sozia lwohnungs­
bestand sollten bei Fehlbelegung 
dereguliert, d. h. bis auf die Ver­
g le ichsm iete angehoben werden. 
Diese Maßnahme, die schon seit 
1981 in der D iskussion ist, scheint 
besonders in Ballungsgebieten not­
wendig zu sein, wo die Fehlbele­
gung von Sozialwohnungen wegen 
der breiten Streuung von Einkom ­
men besonders anstößig ist. In dem 
Maße, w ie eine Verringerung der 
Fehlbelegung von Sozia lwohnun­
gen gelingt, wird unm itte lbar pre is­
günstiger W ohnraum  für bedürftige 
Haushalte frei.

□  Die M ittel der W ohnungspolitik 
sollten verstärkt dafür eingesetzt 
werden, den Kommunen Bele­
gungsrechte im Bestand zu finan­
zieren. Solche Belegungsrechte 
sollten nicht m it einer M ietbindung 
verbunden sein, um Effizienzpro­
blem e auf der Angebotsseite zu ver­
m eiden. und sie sollten vertraglich 
vere inbart werden. Insbesondere 
die gem einnützige W ohnungsw irt­
schaft. die m it der Aufhebung des 
G esetzes zur W ohnungsgem einnüt­
zigkeit zum  1 .1 .1990 von ihren B in­
dungen befreit w ird (soweit sie nicht 
we iter den B indungen im Rahmen 
des sozialen W ohnungsbaus unter­
liegt), b ietet sich hier als Vertrags­
partner an. Dabei verlagert sich fre i­
lich das Finanzierungsproblem  auf 
die kom m unale Ebene. Das Vorha­
ben der Länder, sich über einen 
Fonds an der Finanzierung von Be­
legungsrechten zu beteiligen, er­
scheint daher un terdem  Aspekt des 
vertikalen F inanzausgleichs ange­
m essen. Soweit dam it auch ein hori­
zontaler Finanzausgleich -  zugun­
sten der Ballungsräum e -  verbun­
den ist. sind allerd ings Zweife l ange­
bracht. weil dam it die Kosten der 
Ballung auf die A llgem einheit über­
w älzt würden.

□  Die M odernisierungsförderung, 
die von verschiedenen Ländern 
praktiziert wird, sollte für zwei Jahre
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ausgesetzt und dam it ein Anreiz ge ­
geben werden, M odern is ierungsin­
vestitionen, durch die einfacher 
W ohnraum  verl<nappt wird, zu verta­
gen. Zugleich sollten die M öglich­
keiten erw eitert werden, bereits 
leerstehenden -  für eine M odern i­
sierung vorgesehenen -  W ohnraum 
durch befristete Verträge vorüberge­
hend zu nutzen. Ferner wäre grund­
sätzlich zu überlegen, wie weit die 
W ohnungspolitik in der gegenw ärti­
gen Situation eines akuten Wohn- 
raum m angels den Leerstand von 
W ohnungen respektieren muß. Was 
Sozialwohnungen betrifft, so sind 
im W ohnungsbindungsgesetz ohne­
hin entsprechende Sanktionen vor­
gesehen. Aber auch im freifinanzier­
ten Bestand sollte der Leerstand 
von W ohnungen durch fiskalische 
Anreize abgebaut werden. Die Kom ­
bination von Zeitm ietverträgen und 
fiskalischen Anreizen, z.B. einer 
Sondersteuer auf Leerstand, 
scheint eine w irkungsvollere Me­
thode zu sein, den doch erheblichen 
Bestand leerstehender W ohnungen 
in den Großstädten zu nutzen, als 
das langwierige und unsichere Ver­
fahren der Beschlagnahm e von 
W ohnraum.

□  Alle Anreize für eine vorzeitige 
Aufhebung der Bindungen im Be­
stand an Sozialwohnungen sollten 
-  für eine befristete Zeit -  ausge­
setzt werden. O bwohl für den größ­
ten Teil des S ozia lwohnungsbestan­
des ohnehin die Bindungen bis 
1994 ausgelaufen sein werden, er­
scheint eine Befristung auch hier 
w ichtig. Denn längerfristig ist die 
Deregulierung des Sozia lwoh­
nungsbestandes auf jeden Fall w ün­
schenswert.

□  Zusätzlich könnte erwogen wer­
den, finanzie lle Anreize zum Umzug 
von M ieterhaushalten zu geben. 
Denn je größer die F luktuationsrate 
ist, um so eher besteht die Chance, 
den „m ism atch“ in der Struktur des 
M ietwohnungsm arktes durch Um-
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Züge zu beseitigen. Durch Um zugs­
beihilfen könnte insbesondere die 
Chance erhöht werden, über den 
Tausch von Sozialwohnungen zu­
sätzlichen W ohnraum zu gewinnen. 
Ebenso könnten Um zugsbeih ilfen 
mit dem  Erwerb von Belegungs­
rechten verknüpft werden. Bei­
spielsweise könnte eine Um zugs­
beihilfe im m er dann gewährt wer­
den, wenn jem and in eine kleinere 
W ohnung zieht und dadurch eine 
Sozialwohnung frei wird oder die 
G em einde auf andere W eise ein Be­
legungsrecht nutzen kann.

□  Eine intensivere Nutzung des 
vorhandenen W ohnraum bestands 
läßt sich schon durch so einfache 
Regelungen wie das Zulassen von 
Unterverm ietung erreichen. Tat­
sächlich ist es z.B. bei gem einnützi­
gen W ohnungsunternehm en eine 
verbreitete Praxis, Unterverm ietung 
vertraglich auszuschließen.

W enngleich diese Maßnahmen 
für sich genom m en jeweils nur ge­
ringe Impulse auslösen, so können 
sie doch in ihrer Kom bination einen 
erheblichen Effekt haben, zum al sie 
am W ohnungsbestand ansetzen. 
So geht von der Kom bination „Ver­
gleichsm iete für fehlbelegte Sozia l­
wohnungen -I- S ozialwohnungs­
tausch -I- Um zugsbeih ilfe“ sicher­
lich ein starker Anreiz aus, große 
Sozialwohnungen freizum achen. 
Freilich muß die W ohnungspolitik 
transparent bleiben, sowohl für die 
M ieter als auch für die Vollzugsbe­
hörden in den Kommunen. Deshalb 
verlangen Maßnahmen im W oh­
nungsbestand grundsätzlich eine 
regionale bzw. lokale Konzeption, 
zum al die dezentra len Instanzen 
über besondere Inform ationen ver­
fügen und die Entscheidungswege 
kürzer sind. G leichwohl ist der Bund 
gefordert, sich durch Finanzhilfen 
zu beteiligen. Denn hier handelt es 
sich um A lternativen zur N eubauför­
derung, deren fiskalische Effizienz 
ungleich günstiger ist.

Fazit

Die M öglichkeiten, durch unkon­
ventionelle M aßnahm en im Be­
stand kurzfristig W ohnungsangebot 
zu m obilisieren, sind noch nicht aus­
geschöpft. Vor allem  sind die W ir­
kungen finanzie ller Anreize auch 
auf kurze Sicht nicht gering zu veran­
schlagen. Bei aller Dringlichkeit des 
Bedarfs an einfachen Wohnungen 
sollte aber das Ziel nicht aufgegeben 
werden, auf mittlere Sicht einen funk­
tionsfähigen M ietwohnungsmarkt zu 
erhalten, um den andere Länder die 
Bundesrepublik beneiden.

Dazu gehört einmal, daß die A n­
gebotsausw eitung durch Neubau 
im oberen Q ualitätsbereich stattfin­
det, weil hier die langfristigen Inter­
essen am ehesten Berücksichti­
gung finden. Die W ohnungspolitik 
ist daher vor allem  gefordert, den In­
vestoren konstante Rahm enbedin­
gungen zu sichern. Die D iskussion 
über eine W iedere inführung der 
M ietb indung bzw. eine Verschär­
fung der M ietenregulierung, w ie sie 
von Berlin gegenwärtig angestrebt 
wird, w irkt sich hier besonders nach­
teilig aus. Zur S icherung des allge­
m einen W ohnungsangebots „zu be­
zahlbaren M ie ten“ ist eine M ietenre­
gulierung untauglich. V ie lm ehr 
sollte die W ohnungspolitik dafür sor­
gen, daß Schwankungen des Kapi­
talm arktzinses, die von den in terna­
tionalen F inanzm ärkten ausgelöst 
werden, nicht auf den Hypotheken­
zins durchschlagen.

Zum anderen muß den Kom m u­
nen ein ausreichender Bestand an 
Belegungsrechten im W ohnungsbe­
stand zur Verfügung stehen, dam it 
sie zur Erfüllung ihrer sozialen A uf­
gaben nicht in erster Linie auf den -  
teuren -  Neubau angew iesen sind. 
Die Aufhebung der W ohnungsge­
m einnützigkeit g ibt hier eine 
Chance, nach neuen Lösungen zu 
suchen, die den regionalen und lo­
kalen Bedingungen angepaßt sind.
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